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§ 36 GKUFG 1998 Verwirkung von
Anspruchen

GKUFG 1998 - Gemeindebeamten-Kranken- und Unfallfirsorgegesetz 1998 - GKUFG 1998

@ Bericksichtigter Stand der Gesetzgebung: 01.03.2023

(1) Ein Anspruch auf Leistungen nach den Bestimmungen der88 44, 46 und 47 steht Personen nicht zu, die das
Entstehen des Anspruches durch Veribung einer mit Vorsatz begangenen gerichtlich strafbaren Handlung veranlasst
haben, derentwegen sie zu einer mehr als einjahrigen Freiheitsstrafe rechtskraftig verurteilt worden sind.

(2) In den Fallen des Abs. 1 geblhrt den bedurftigen Angehdrigen des Beamten, wenn ihr Unterhalt mangels
anderweitiger Versorgung vorwiegend von diesem bestritten wurde und nicht ihre Beteiligung (8 12des
Strafgesetzbuches) an der im Abs. 1 genannten gerichtlich strafbaren Handlung durch rechtskraftiges Strafurteil
festgestellt ist, bei Zutreffen der Ubrigen Voraussetzungen eine Rente nach den Bestimmungen der 88 51 bis 54. Hiebei
ist anzunehmen, dass der versehrte Beamte (Funktiondr) gestorben und der Tod als Folge eines Dienstunfalles
eingetreten ist. Diese Renten durfen bei Lebzeiten des versehrten Beamten (Funktionars) zeitlich und der Héhe nach
das Ausmall der verwirkten Leistungen nicht Ubersteigen. Leistungsanspriiche der Witwe, des Uberlebenden
eingetragenen Partners, der friheren Ehefrau, des friheren eingetragenen Partners und der Waisen nach dem Tod
des versehrten Beamten werden hierdurch nicht berthrt.

In Kraft seit 15.04.2011 bis 31.12.9999

© 2024 JUSLINE
JUSLINE® ist eine Marke der ADVOKAT Unternehmensberatung Greiter & Greiter GmbH.

www.jusline.at


file:///
https://www.jusline.at/gesetz/gkufg_1998/paragraf/44
https://www.jusline.at/gesetz/gkufg_1998/paragraf/12
https://www.jusline.at/gesetz/gkufg_1998/paragraf/51
file:///

	§ 36 GKUFG 1998 Verwirkung von Ansprüchen
	GKUFG 1998 - Gemeindebeamten-Kranken- und Unfallfürsorgegesetz 1998 - GKUFG 1998


